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rechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied von 
Rasse, Geschlecht, Sprache und Religion.“

Die von den Vereinten Nationen angenommene Allge­
meine Erklärung der Menschenrechte von 1948 enthält 
keine (verbindlichen) Rechtsnormen, sondern deklariert 
(unverbindliche) Rechtsforderungen. Die in ihren 
30 Artikeln verkündeten Menschenrechte sind, wie es in der 
Präambel heißt, „ein von allen Völkern und Nationen zu 
erreichendes gemeinsames Ideal“.

Die Prinzipien VII und VIII der Schlußakte der Hel­
sinki-Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa von 1975 bestimmen in Übereinstimmung mit dem 
existenten Völkerrecht völlig eindeutig:

„Die Teilnehmerstaaten anerkennen die universelle 
Bedeutung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, deren 
Achtung ein wesentlicher Faktor für den Frieden, die Ge­
rechtigkeit und das Wohlergehen ist, die ihrerseits erfor­
derlich sind, um die Entwicklung freundschaftlicher Bezie­
hungen und der Zusammenarbeit zwischen ihnen sowie 
zwischen allen Staaten zu gewährleisten...

Kraft des Prinzips der Gleichberechtigung und des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker haben alle Völker 
jederzeit das Recht, in voller Freiheit, wann und wie sie 
es wünschen, ihren inneren und äußeren politischen Status 
ohne äußere Einmischung zu bestimmen und ihre politi­
sch^ wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung 
nach eigenen Wünschen zu verfolgen.

Die Teilnehmerstaaten bekräftigen die universelle 
Bedeutung der Achtung und der wirksamen Ausübung der 
Gleichberechtigung und des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker für die Entwicklung freundschaftlicher Beziehun­
gen zwischen ihnen sowie zwischen allen Staaten; sie 
erinnern auch an die Bedeutung der Beseitigung jeglicher 
Form der Verletzung dieses Prinzips.“15

Aus dem geschichtlich gegebenen, vom Völkerrecht der 
Vereinten Nationen normativ reflektierten Ableitungs­
zusammenhang der menschenrechtlichen Aufgabenstellung 
der UNO von ihrer friedenssichernden Funktion sowie der 
Souveränität des Staates vom Selbstbestimmungsrecht des 
Volkes ergeben sich für unser Problemfeld ein ganzes Bün­
del von Folgerungen, von denen in Auseinandersetzung 
mit anderen Auffassungen wenigstens zu folgenden Stel­
lung genommen werden soll:

Die Förderung von Menschenrechten durch das Völker­
recht ist mit der Kooperations- und Friedenspflicht der 
Staaten und der Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts 
verflochten, und das heißt auch, daß das völkerrechtliche 
Souveränitätsprinzip weder das Selbstbestimmungsrecht 
des eigenen noch das eines anderen Volkes aufzuheben 
gestattet.16 Damit ist aber auch gesagt, daß die Versuche, 
mittels „Menschenrechten“ die Grenzlinie zwischen 
Staats- und Völkerrecht aufzulösen und die vorgeblich 
transnationalen „Menschenrechte“ als Interventionsinstru­
mente zu mißbrauchen17, jedenfalls contra legem erfolgen.

Es gibt zwar kosmopolitisch aufgezäumte Welt­
herrschaftspläne, aber bereits der Anspruch irgendeines 
Staates auf Weltherrschaft oder Weltführerschaft steht im 
krassen Gegensatz zum Völkerrecht der Gegenwart. Dieses 
Völkerrecht ist kein Weltrecht — ebensowenig wie die 
Vereinten Nationen ein Weltstaat sind. So utopisch es wäre, 
in der UNO ein Organ der Weltrevolution zu sehen (und 
im Völkerrecht ihr normatives Instrument), so ist aber auch 
der Gedanke absurd, die UNO zu einem Organ der Konter­
revolution (und das Völkerrecht zu deren normativem In­
strument) 'umzufunktionieren. Die Vereinten Nationen sind 
klarerweise eine Einrichtung der zwischenstaatlichen Ko­
operation von Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsord­
nung und Entwicklungsstufe, und die allgemein (d. h. unter 
kapitalistischen wie unter sozialistischen Staaten) 
anerkannten Regeln des Völkerrechts, die für jeden der 
160 Staaten dieser Erde verbindlichen Verhaltensregeln, 
zielen auf

— die Erhaltung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit,

— freundschaftliche, auf dem Selbstbestimmungsrecht der 
Völker beruhende Beziehungen gleichberechtigter Staa­
ten,

— die internationale Zusammenarbeit bei der Lösung 
ökonomischer, kultureller und humanitärer Probleme. 
Das geht zweifelsfrei aus Art. 1 der Charta der Ver­

einten Nationen hervor. Da diese grundlegenden inhalt­
lichen Festlegungen am Ende des opferreichsten Krieges 
der bisherigen Menschheitsgeschichte erzielt wurden, ste­
hen sie nur für denjenigen zur Disposition, der das Ergeb­
nis dieses Krieges — den Sieg über den internationalen 
Faschismus — rückgängig zu machen gedenkt.

Völkerrecht kennt keinen allgemein verbindlichen 
Katalog von Menschenrechten

Zu diesen allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts 
— die von sozialistischen Staaten (UdSSR-Verfassung 
Art. 29; DDR-Verfassung Art. 8 und 91) und von kapitali­
stischen Staaten (BRD-Grundgesetz Art. 25) als Teil ihres 
Rechts anerkannt sind — gehört entgegen so mancher dem­
agogischen Unterstellung und so mancher naiven Annahme 
wohlgemerkt ein Katalog ausformulierter Menschenrechte 
nicht. Es gibt weder trans- noch supranationale „Men­
schenrechte". Das sollte eigentlich nicht verwundern. Denn 
das Völkerrecht — wie alles Recht — kann nicht höher sein 
als die materiellen gesellschaftlichen Verhältnisse, im Falle 
des Völkerrechts auch als es der Reifegrad der internatio­
nalen Klassenauseinandersetzung gestattet. Genausowenig 
wie das innerstaatliche schwebt auch das zwischenstaatliche 
Recht weder außer- noch oberhalb der Gesellschafts­
entwicklung. Als verhaltensregulierendes Instrument ist es 
Willensausdruck herrschender Klassen; sein Inhalt ergibt 
sich also letztlich aus deren materiellen Lebensbedingun­
gen.

Ein jenseits dieser Daseinsweise der Weltgesellschaft 
von heute konstruierter Katalog irgendwelcher „Rechte“ 
könnte nur ein überzeitlicher und überirdischer Maßstab 
sein, eine normierte Illusion. Seine ahistorische Allgemein­
menschlichkeit wäre erkauft mit einer Beliebigkeit seiner 
Interpretationen. Oder aber er wäre als interventionisti­
sches Forderungsprogramm der einen Seite des hauptsäch­
lichen Klassengegensatzes in der Welt zu deuten, die an­
dere Seite den eigenen Herrschaftsbedingungen anzupas­
sen. Am Ende dieses Programms stehen aber keine Men­
schenrechte; am Ende stünde der Krieg.

Man hat, da es nun einmal keinen demonstrierbaren 
Katalog völkerrechtlich allgemeinverbindlicher „Menschen­
rechte“ gibt — die entgegengesetzten Behauptungen18 sind 
empirisch und logisch falsch: existierte solch eine zwin­
gende Kodifikation, wozu dann noch die aufwendigen Ver­
tragsausarbeitungen, und weshalb bedürften dann deren 
Ergebnisse, die Konventionen, noch der Ratifizierung? —, 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 
als eine autoritative Interpretation19 der von der UN- 
Charta erwähnten (aber nicht näher bezeichneten, ge­
schweige denn aufgelisteten) Menschenrechte oder aber als 
nunmehriges Gewohnheitsrecht20 bezeichnet. Beides wider­
spricht den einer Deklaration gegebenen Möglichkeiten, die 
weder neues Völkerrecht zu schaffen noch altes verbindlich 
zu interpretieren und schon gar nicht Gewohnheitsrecht zu 
kreieren vermag. Es widerspricht auch dem in der Prä­
ambel dieser Deklaration zum Ausdruck gebrachten Stel­
lenwert des Katalogs als „Ideal“, d. h. als Rechtsforderung 
und nicht als Rechtsnorm.

Daß der Inhalt nicht dieser Erklärung Gewohnheitsrecht 
wurde, hängt schon mit ihren prinzipiellen Mängeln zu­
sammen — auch wenn die Meinung leicht übertrieben ist, 
sie reflektiere die westliche Position2 —, die immerhin so 
schwerwiegend waren, daß die sozialistischen Staaten sich 
bei der Abstimmung der Stimme enthielten.22


